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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Dezember 1961 

8 — 65305 — 6343/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 18. Januar 1961 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 
über die Zollbehandlung der Donauschiffe 


nebst Text des Abkommens und Begründung mit der Bitte, die 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 15. Dezember 1961 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf des Gesetzes keine Einwendungen zu erheben. Er 
ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
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Drucksadle IV/97 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 18. Januar 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 
über die Zollbehandlung der Donauschiffe 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 18. Januar 1961 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich über die Zoll- 
behandlung der Donauschiffe wird zugestimmt. Das 
Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 9 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Ar- 
tikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da 
zu den Abgaben, von denen das Abkommen frei- 
stellt, auch die Biersteuer gehört, deren Aufkommen 
den Ländern zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 9 Abs. 2 in Kraft tritt, 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Drucksache 1V/97 


Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 
über die Zollbehandlung der Donauschiffe 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER BUNDESPRÄSIDENT 
DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

sind in der Absicht, die Zollbehandlung der Donau- 
schiffe zu erleichtern, übereingekommen, ein Abkommen 
zu schließen. 

Zu diesem Zwecke haben zu Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Dr. h. c. Friedrich Janz, 
Ministerialdirektor im Auswärtigen Amt, 

der Bundespräsident der Republik Österreich 
Herrn DDr. Josef Schöner, 

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten die nachstehenden Bestimmun- 
gen vereinbart haben: 

Artikel 1 

Die im Gebiet des einen Vertragsstaates beheimateten 
Schiffe, die dem Personen- oder Güterverkehr auf der 
Donau dienen und vorübergehend in das Gebiet des 
anderen Vertragsstaates fahren, bleiben beim Ein- und 
Ausgang frei von Zöllen und sonstigen Abgaben und 
Gebühren. Das gleiche gilt für die auf den Schiffen mit- 
geführten Schiffsausrüstungs- und -einrichtungsgegen- 
stände. 

Artikel 2 

(1) Vorräte, die zur Verpflegung der Besatzung und 
der Fahrgäste oder zum Betrieb oder zur Unterhaltung 
der in Artikel 1 genannten Schiffe bestimmt sind und 
sich im Besitz des Schiffsführers oder einer vom Schiffs- 
führer oder Reeder bestimmten Person an Bord befinden, 
sind beim Ein- und Ausgang der Schiffe frei von Zöllen 
und sonstigen Abgaben und Gebühren, wenn sie unter 
Einhaltung der vorgeschriebenen Ubcrwachungsbestim- 
mungen ordnungsmäßig an Bord verwendet oder wieder- 
ausgeführt werden. Richtlinien für die Art und Menge 
der Waren, die nach diesen Bestimmungen abgabefrei 
verbraucht oder verwendet werden dürfen, werden von 
den zuständigen obersten Verwaltungsbehörden der 
beiden Vertragsstaaten im gegenseitigen Einvernehmen 
festgesetzt. Soweit die mitgeführten Vorräte die jeweils 
notwendigen Mengen übersteigen, können sic unter Zoll- 
verschluß gelegt werden. 

(2) Die Vertragsstaaten werden keine Zölle und son- 
stigen Abgaben für Treib-, Heiz- und Schmierstoffe er- 
heben, die aus zugelasscnen Lagern gebunkert und für 
den Betrieb der in Artikel 1 genannten Schiffe unter 
Einhaltung der überwachungsbcstimmungen ordnungs- 
mäßig verwendet oder an Bord dieser Schiffe ausgeführt 


bzw. wiederausgefiihrt werden. Die Erhebung der Ab- 
gaben vom Umsatz nach der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung der beiden Vertragsstaaten wird hierdurch nicht 
ausgeschlossen. 

(3) Zur Versorgung, Ausrüstung und Instandhaltung 
der in Artikel 1 genannten Schiffe werden die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten nach Maßgabe der in ihrem 
Gebiet geltenden Zoll- und Steuervorschriften auf Antrag 
Lager bewilligen, aus denen eingeführte und im Inland 
beschaffte Treib-, Heiz- und Schmierstoffe gemäß Absatz 2 
gebunkert und eingeführte Ausrüstungsgegenstände und 
Ersatzteile frei von Eingangsabgaben entnommen werden 
können. 

(4) Auf Waren, die in Kantinen, Verkaufsständen oder 
ähnlichen Einrichtungen an die Schiffsbesatzung oder die 
Fahrgäste verkauft werden oder die sich im Besitze der 
einzelnen Bcsatzungsmitglieder oder der Fahrgäste be- 
finden, sowie für sonstige in den vorstehenden Absätzen 
nicht genannte Waren finden die allgemeinen für die 
Zollabfertigung geltenden Vorschriften des Gebietsstaates 
Anwendung. 

Artikel 3 

(1) Die im Gebiete des einen Vertragsstaates beheima- 
teten Schiffe der in Artikel 1 bezeichnetcn Art sowie die 
auf ihnen mitgeführten Waren bleiben bei der Durchfahrt 
durch das Gebiet des anderen Vertragsstaates frei von 
Zöllen und sonstigen Abgaben und Gebühren. Die Zoll- 
verwaltung des Durchgangsstaates kann die Durchgangs- 
waren unter Zollverschluß legen oder das Schiff amtlich 
begleiten lassen. Sie kann vom Schiffsführer eine Erklä- 
rung verlangen, ob er Waren, deren Einfuhr im Durch- 
gangsstaat verboten ist, befördert oder nicht. Für falsche 
Erklärungen ist der Schiffsführer gemäß den Gesetzen 
des Durchgangsstaates verantwortlich. 

(2) Auf der Strecke, auf der die Donau die Grenze 
zwischen beiden Staaten bildet, bleiben die Schiffe, Flöße, 
Reisenden und Waren von jeder Zollförmlichkeit befreit. 

Artikel 4 

Wirtschaftliche Ein-, Aus- und Durchfuhrverbote finden 
auf die in den Artikeln 1, 2 und 3 angeführten abgaben- 
begünstigten Schiffe und Waren keine Anwendung. 

Artikel 5 

Die Erhebung von Gebühren, die eine Gegenleistung 
für eine besondere Inanspruchnahme der Zollverwaltung 
darstellen, insbesondere für Zollabfertigungen außerhalb 
der Amtsstunden und des Amtsplatzes sowie für amtliche 
Begleitungen, wird durch die vorstehenden Bestimmun- 
gen nicht ausgeschlossen. 

Artikel 6 

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, im Rahmen ihrer 
Vorschriften für eine beschleunigte Zollabfertigung der 
Schiffe zu sorgen. 
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Artikel 7 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Republik Österreich inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten des* Abkom- 
mens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 8 

Dieses Abkommen wird für die Dauer von drei Jahren, 
gerechnet vom Tage seines Inkrafttretens an, geschlossen. 
Wenn es nicht sechs Monate vor Ablauf der Vertrags- 
dauer schriftlich von der Regierung eines Vertragsstaates 
gekündigt wird, bleibt es jeweils ein weiteres Jahr in 
Kraft. 

Artikel 9 

(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert werden. Die Rati- 
fikationsurkunden sollen in Wien ausgetauscht werden. 


(2) Das Abkommen tritt am Ersten des dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden folgenden zweiten Monats in 
Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten die- 
ses Abkommen unterzeichnet und mit ihren Siegeln ver- 
sehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 18. Januar 1961 in zwei Ur- 
schriften. 

Für die 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

Dr. Friedrich J a n z 

Für die 

REPUBLIK ÖSTERREICH: 

DDr. Josef Schöner 
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Drucksache IV/97 


Denkschrift zum Abkommen 


a) Allgemeines 

Als in der Nachkriegszeit die deutsche Donauschiff- 
fahrt auf der österreichischen Donaustrecke wieder 
aufgenommen werden konnte, ergaben sich Schwie- 
rigkeiten aus der Verschiedenheit der deutschen 
und österreichischen Zollvorschriften über die Zoll- 
behandlung des Schiffsbedarfs der Donauschiffe. 
Nach den deutschen Zollvorschriften (§ 69 Abs. 1 
Nr. 26 des Zollgesetzes vom 20. März 1939) war der 
Schiffsbedarf, der an Bord von Binnenschiffen aus 
dem Zollausland eingebracht wird, nur insoweit 
zollfrei, als er dem Bedarf für zwei Tage entsprach. 
Nach der österreichischen Zollgesetzgebung waren 
dagegen Wasserfahrzeuge und ihre Betriebsmittel 
zollfrei, „wenn es sich nicht um eine Einbringung 
für die Dauer oder um eine sonst zum Zwecke der 
Zollumgehung unternommene Fahrt handelt 1 '. Diese 
Bestimmung kann nach österreichischem Recht je- 
doch gegenüber Staaten, die nicht Gegenrecht üben, 
aufgehoben oder eingeschränkt werden. Um eine 
gegenseitige Glcichbehandlung zu erreichen, wur- 
den im März 1952 Verhandlungen mit Vertretern 
der österreichischen Regierung über den Abschluß 
eines Abkommens zur Regelung der Zollbehandlung 
des in der Donauschiffahrt über die Grenze einge- 
b rächten Schiffsbedarfs aufgenommen. Diese Ver- 
handlungen wurden zunächst am 28. Juli 1953 abge- 
schlossen mit der Unterzeichnung eines Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich über die Zollbehandlung der 
Donauschiffe. Das Inkrafttreten dieses Abkommens 
wurde jedoch in beiden Staaten dadurch verhindert, 
daß die damaligen Besatzungsmächte Einwände er- 
hoben, die mit dem ungeklärten völkerrechtlichen 
Rechtszusland auf der Donau in Zusammenhang 
standen. 

Unabhängig hiervon begannen im Jahre 1954 Ver- 
handlungen mit der jugoslawischen Regierung über 
Zollfragen im Donauschiff verkehr. Dabei gingen die 
deutschen Vertreter zunächst von dem Text des 
deutsch-österreichischen Abkommens über die Zoil- 
bohandlung der Donauschiffe aus. Es ergab sich je- 
doch im Laufe der Verhandlungen, daß es nicht aus- 
reichte, den beiderseitigen Donauschiffen Zollfrei- 
heit für den über die Grenze eingebr achten Schiffs- 
bedarf einzuräumen. Vielmehr wurde von jugo- 
slawischer Seite unter Hinweis auf die zwischen den 
anderen Donauuferstaaten bereits geschlossenen 
Vereinbarungen gefordert, daß den Schiffen des 
einen Staates im Gebiet des anderen Staates auch 
die Versorgung mit abgabenfreien Treib-, Heiz- und 
Schmierstoffen ermöglicht werde. Die gleiche Forde- 
rung erhob auch die deutsche Donauschiffahrt. Es 
wurde daher eine entsprechende Bestimmung in das 
deutsch- jugoslawische Abkommen aufgenommen. 
Dieses Abkommen wurde am 17. Juli 1956 unter- 
zeichnet und ist inzwischen ratifiziert worden und 
in Kraft getreten (vgl. Bundesgesetzbl. II 1959 S. 735 
und 1259). 

Mit Rücksicht auf das Ergebnis der deutsch-jugo- 
slawischen Verhandlungen wurden die Verhandlun- 


gen mit Österreich wieder aufgenommen. Sie führ- 
ten zu einer Ergänzung des ursprünglichen deutsch- 
österreichischen Abkommens entsprechend den Be- 
stimmungen des Abkommens mit Jugoslawien. 

Im Ergebnis bringt das deutsch-österreichische Ab- 
kommen keine Änderung der Rechtslage, da bereits 
durch Artikel 2 des Zustimmungsgesetzes zum 
deutsch-jugoslawischen Abkommen (Bundesgesetz- 
blatt II 1959 S. 735) die Vergünstigungen des letzt- 
genannten Abkommens auch auf die deutschen Bin- 
nenschiffe und die Binnenschiffe anderer Staaten 
ausgedehnt wurden. Damit wurde die Regelung des 
deutsch-österreichischen Abkommens durch die in- 
nerstaatliche Gesetzgebung vorweggenommen. 

b) Die Bestimmungen des Abkommens 
im einzelnen 

Das Abkommen bezieht sich auf die dem Personen- 
oder Güterverkehr auf der Donau dienenden Bin- 
nenschiffe beider Vertragsstaaten, die vorüber- 
gehend in das Gebiet des anderen Vertragsstaates 
fahren. 

Nach Artikel 1 des Abkommens bleiben diese 
Schiffe selbst sowie ihre Schiffsausrüstungs- und 
Schiffseinrichtungsgegenstände beim Eingang in das 
Gebiet und beim Ausgang aus dem Gebiet des an- 
deren Vertragsstaates frei von Zöllen und sonstigen 
Abgaben und Gebühren. 

Nach Artikel 2 Abs. 1 bleiben die Vorräte, die 
zur Verpflegung der Besatzung und der Fahrgäste 
oder zum Betrieb und zur Unterhaltung der Schiffe 
bestimmt sind, unter näher bestimmten Vorausset- 
zungen und Bedingungen beim Eingang und Aus- 
gang frei von Zöllen und sonstigen Abgaben und 
Gebühren. Eine zeitliche Begrenzung ist nicht vor- 
gesehen. 

Nach Artikel 2 Abs. 2 werden keine Zölle und 
sonstigen Abgaben für Treib-, Heiz- und Schmier- 
stoffe erhoben, die aus zngelassenen Lagern ge- 
bunkert und für den Betrieb der genannten Donau- 
schiffe ordnungsgemäß verwendet oder an Bord 
dieser Schiffe ausgeführt bzw. wiederausgeführt 
werden. 

Artikel 3 gewährleistet die abgabenfreie Durch- 
fahrt. 

In Artikel 4 wird bestimmt, daß wirtschaftliche 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverbote auf die in den 
Art. 1, 2 und 3 aufgeführten abgabenbegünstigten 
Schiffe und Waren keine Anwendung finden. 

Artikel 5 stellt klar, daß die Erhebung echter 
Verwaltungsgebühren durch das Abkommen nicht 
ausgeschlossen wird. 

Artikel 6 enthält die Verpflichtung, im Rahmen 
der geltenden Vorschriften für eine einfache und 
rasche Zollabfertigung der Schiffe zu sorgen. 

Artikel 7 bis 9 enthalten die Berlin-Klausel und 
die üblichen Schlußklauseln. 
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